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Anbei erhalten Sie den Gesetzestext der anzuwendenden Tarifstelle 12.3 Wohn- und Teilhabegesetz und der Tarifstelle 12.0 

Ermittlung des Verwaltungsaufwands, Aufschläge und Versäumnisgebühren der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung NRW – AVwGebO NRW): 

 

Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung NRW – AVwGebO NRW) 

Tarifstelle 12.3   

Reihenfolge der Darstellung: Tarifstelle / Gegenstand / Gebühr Euro)   

    

12.3   

Wohn- und Teilhabegesetz   

Amtshandlungen nach dem Wohn- und Teilhabegesetz vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 625), im Folgenden WTG, und der Wohn- und Teilhabegesetz-

Durchführungsverordnung vom 23. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 686), im Folgenden WTG DVO, jeweils in der jeweils geltenden Fassung 

  

Hinweise: 

1. Die nachfolgenden Amtshandlungen der Tarifstelle 12.3 fallen in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/123/EGdes Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36). Die Gebührenfestsetzung ist daher auf den Verwaltungsaufwand 

begrenzt. 

2. Die im Zusammenhang mit der Behördentätigkeit anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nachbereitungszeiten werden als Zeitaufwand mitberechnet. 

Auslagen, wie zum Beispiel Reisekosten, Materialkosten, werden, soweit diese nicht bereits in die Berechnung der Stundensätze eingeflossen sind, gesondert 

berechnet. 

  

12.3.1   

Allgemeine Amtshandlungen nach dem WTG für alle Leistungsangebote   
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12.3.1.1   

Anzeigeprüfungen   

    

12.3.1.1.1   

Beabsichtigte Inbetriebnahme eines Angebots einschließlich Statusprüfung und 

Feststellungsbescheid bei Statusänderung nach § 9 Absatz 1 WTG, § 23 Absatz 1, § 33 

Absatz 1, §§ 35, 36 und 43 WTG DVO   

    

12.3.1.1.1.1   

für Einrichtungen pro Platz     25 € 

    

12.3.1.1.1.2 

pro Wohneinheit     25 € für Servicewohnen 

    

12.3.1.1.1.3   

für Ambulante Dienste 25 € 

    

12.3.1.1.1.4   

für Angebote zur Teilhabe an Arbeit 350 € 
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12.3.1.1.2   

Übernahme einer bestehenden Einrichtung nach § 9 Absatz 1 WTG, § 23 Absatz 1, § 

33 Absatz 1, §§ 35, 36 und 43 WTG DVO   

    

12.3.1.1.2.1   

für Einrichtungen pro Platz     12,50 € 

    

12.3.1.1.2.2 

pro Wohneinheit     12,50 € für Servicewohnen 

    

12.3.1.1.2.3   

für Ambulante Dienste 25 € 

    

12.3.1.1.2.4   

für Angebote zur Teilhabe an Arbeit 175 € 
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12.3.1.1.3   

Anzeige der Einstellung oder wesentlichen Betriebsänderung einer Einrichtung nach 

§ 9 Absatz 3 WTG, § 23 Absatz 3, § 33 Absatz 4 WTG DVO   

    

12.3.1.1.3.1   

für Einrichtungen pro Platz     12,50 € 

    

12.3.1.1.3.2   

für Ambulante Dienste 25 € 

    

12.3.1.1.3.3   

für Angebote zur Teilhabe an Arbeit 175 € 

    

    

12.3.1.1.3.4   

Anzeige eines Wechsels der Einrichtungs-, Pflegedienstleitung oder verantwortlichen 

Fachkraft nach § 23 Absatz 1 Nummer 6 und 7 in Verbindung mit Absatz 3, § 33 

Absatz 1 Nummer 5 in Verbindung mit Absatz 4, § 43 Absatz 2 WTG DVO 100 € 
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12.3.1.2   

Qualifizierte mündliche und schriftliche Beratung der Einrichtung oder des 

Leistungsanbieters, unter anderem im Rahmen von Planungs- und Bauvorhaben, im 

Rahmen von Mitwirkung und Mitbestimmung, zur Pflegedokumentation, zum 

Qualitätsmanagement oder zu einrichtungsspezifischen Konzepten, die mehr als 15 

Minuten Zeitaufwand verursacht je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 12.0.1 bis 12.0.3* 

    

    

12.3.1.3   
 

Entscheidungen über Abweichungen von Anforderungen nach § 13 WTG 
 

 

35 € - 750 € 
 

    

    

12.3.1.4   

 

Entscheidungen nach § 15, § 41b Absatz 2 WTG, zum Beispiel Untersagungen, 

Belegungsverbote und sonstige Anordnungen 
 

 

150 € - 550 € 
 

12.3.1.5   

Anlassbezogene Überprüfung, sofern sich ein Anlass als begründet erweist, nach § 14 

Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, § 23 Absatz 1, § 30 Absatz 2, § 35 Absatz 1, § 41, § 41a 

Absatz 1 Satz 4 WTG, sowie Nachprüfungen zur Feststellung der Mängelbeseitigung je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 12.0.1 bis 12.0.3* 
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12.3.1.6   

Bestellung von Vertretungsgremien und Vertrauenspersonen 

 
 

 

25 € - 100 € 

 
 

    

12.3.2   

Wiederkehrende Prüfungen   

12.3.2.1   

Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot nach § 14 Absatz 1 Satz 1 und 2, § 

23 WTG   

    

12.3.2.1.1   

für Prüfungen in Einrichtungen mit bis zu 60 Plätzen 

 
 

700 € - 

2.500 € 
 

    

12.3.2.1.2   

für Prüfungen in Einrichtungen mit mehr als 60 Plätzen 

 
 

 

1.000 € - 4.000 € 
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12.3.2.2   

Anbieterverantwortete Wohngemeinschaften nach § 30 Absatz 2 und 3 WTG 

 
 

500 € -  

2.000 € 
 

    

    

12.3.2.3   

Gasteinrichtungen nach § 41 WTG 

 
 

350 € -  

1.300 € 
 

    

    

12.3.2.4   

Angebote zur Teilhabe an Arbeit nach § 41a WTG   

  
 

 
  

 

12.3.2.4.1 

für Prüfungen in Hauptwerkstätten 

 
 

 

3.000 € 

2.625 € bis 10.050 € 
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12.3.2.4.2 

 

2.000 €  

für Prüfungen in Zweigwerkstätten 
 

1.575 € bis 6.030 € 
 

 

 

 

 

 

*Allgemeines 

12.0 

Ermittlung des Verwaltungsaufwands, Aufschläge und Versäumnisgebühren 

12.0.1 

Sofern im Folgenden eine Tarifstelle vorsieht, dass eine Gebühr nach Zeitaufwand zu berechnen ist, sind für die Berechnung der zu erhebenden 

Verwaltungsgebühren je angefangenen 15 Minuten, sofern nichts anderes bestimmt ist, die vom für Inneres zuständigen Ministerium veröffentlichten, jeweils 

gültigen Stundensätze (Richtwerte) für die Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes zugrunde zu legen - Runderlass für die Berücksichtigung des 

Verwaltungsaufwandes bei der Festlegung der nach dem Gebührengesetz NRW zu erhebenden Verwaltungsgebühren (Richtwerte-Erlass 2024) vom 

18.04.2024. 

Soweit eine Behörde über eine Kosten- und Leistungsrechnung verfügt und im Folgenden eine Tarifstelle vorsieht, dass eine Gebühr nach Zeitaufwand zu 

berechnen ist, können, abweichend von den vom für Inneres zuständigen Ministerium veröffentlichten, jeweils gültigen Stundensätzen, für die Berechnung je 

angefangenen 15 Minuten die Stundensätze der Kosten- und Leistungsrechnung zugrunde gelegt werden, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

12.0.2 

Werden Amtshandlungen außerhalb der Dienststunden veranlasst, erhöhen sich die Gebühren 
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a) an Samstagen, am 24. Dezember, am 31. Dezember (ganztägig) und an sonstigen Werktagen in dem Zeitraum zwischen 19 Uhr und 7 Uhr um einen Aufschlag 

von 25 Prozent sowie 

b) an Sonn- und Feiertagen um einen Aufschlag von 50 Prozent. 

Spezielle Bestimmungen in Tarifstellen zu Amtshandlungen außerhalb der Dienstzeit bleiben unberührt. 

12.0.3 

Kann eine Amtshandlung auf Grund eines Umstandes, den der Gebührenschuldner zu vertreten hat, nicht oder nur verzögert durchgeführt werden, fällt eine 

Versäumnisgebühr an. Diese Gebühr ist nach den Kosten für Personal nach den Tarifstellen 12.0.1 und 12.0.2 zu berechnen, das in Erwartung der nicht oder 

verzögert erfolgten Amtshandlung eingesetzt war und insofern andere Amtsgeschäfte nicht wahrnehmen konnte. Abgerechnet wird je angefangene 15 

Minuten. 

Es wurde eine neue Tarifstelle (12.3) eingerichtet. Die Sortierung wurde zusammengefasst und nach Themenblöcken sortiert. Hierdurch ist die Gebührentabelle 

etwa um die Hälfte kürzer bei gleichem Regelungsinhalt. Es ist nur noch punktuell einrichtungsartspezifisch untergliedert, sofern inhaltlich notwendig.  


